
>  S  E 8e's;1éäflméeri  N  7  SPD wahrt er in seinen Ausfüh}ungen‘ beiden  sichert wérde°_p können. Der Verf. frag£: „Kann  Parteien gegenüber volle Objektivität. Sehr  man die Verletzung der Rechtsordnung recht-  klar kommt heraus, daß keinerlei ernsthafte  fertigen, wenn der Fortbestand dieser Ordnung  Aussicht besteht, der breiten Masse der Partei-  in Frage gestellt ist und begründete Aussicht  mitglieder oder gar der Wähler bestimmenden  besteht, daß sie durch solche Verletzung -ge-  Einfluß in der Partei zu sichern. Läßt sich also  sichert, ja gerettet wird?“ (26) Es geht dem-  echte Demokratie in diesem Sinne nicht ver-  nach um das Problem der Staatsräson, um  „die Lehre, daß, was immer für die Erhaltung  wirklichen, so fragt sich, welche Art von Olig-  archie in den Parteien entstehen wird oder be-  eines Staates erforderlich ist, von den für sein  steht. Was dies angeht, sind die Verhältnisse  Wohlergehen verantwortlichen Leuten getan  nicht eindeutig; jedenfalls gelangt Verf. zu kei-  werden muß, gleichgültig, wie widerwärtig den  ner eindeutigen Antwort.  Betreffenden die erforderliche Handlung sein  Das wertvollste Kapitel ist zweifellos das-  mag, wenn sie dieselbe als anständige und sitt-  jenige über „Die Außensteuerung politischer  liche Menschen in ihrer Privateigenschaft be-  Parteien“ (92 ff). Noch viel bedenklicher als die  urteilen“ (14/15). Die Lösungsversuche für die  mit Recht beklagte Abhängigkeit der Parteien  hier zugrundeliegende dornige Aporie werden  von den Verbänden erscheint dem Verf. die Ab-  in einer historischen Untersuchung vorgestellt.  hängigkeit von der Meinungsforschung und den  Bedeutende Staatstheoretiker von Machiavelli  bis Hegel werden befragt und vor allem das  Massenmedien, insbesondere die völlige Perver-  tierung sowohl der Auswahl der zur Führung  Ungenügen ihrer Auffassung festgestellt. Der  ausersehenen Persönlichkeiten als  auch der  Verf. selbst ist der Meinung, daß die Frage,  Wahlkämpfe dadurch, daß mehr und mehr an  „wie kann man, wie muß man erklärte Feinde  die erste Stelle die Frage rückt: wer, bzw. was  nicht nur der bestehenden, sondern jeglicher  kommt bei den Massen der Wähler an? In der  Verfassungsordnung behandeln, die doch als  Tat haben die Politiker schon weitgehend vor  Staatsbürger ein Recht auf den Schutz der Ver-  den Werbefachleuten kapituliert. Angesichts  fassung haben und insbesondere Nutznießer  dieser Sachlage verdienen die Worte, mit denen  der verfassungsmäßig garantierten Grund-  der Verf. dieses Kapitel beschließt, ernste Be-  rechte und bürgerlichen Freiheit sind“ (117),  herzigung: „Die Entideologisierung der Par-  nicht in dem Sinne rational gelöst werden  teien hat eine Voraussetzung für  . Sachpro-  kann, daß sozusagen‘ die „Rechnung“ einfach  gramme geschaffen, aber die Meinungsforschung  aufgeht. Es ist zuletzt eine Güterabwägung  und die Massenkommunikationsmittel lassen die  notwendig. „Es ist das Prinzip des kalkulier-  Parteien zögern, die Konsequenzen aus ihrer  ten Sicherheitsrisikos, durch das anerkannt  wird, daß es sich hier um einen Wertkonflikt  Entdogmatisierung zu ziehen. Ihren Führungs-  gruppen bleibt die Entscheidung überlassen, ob  handelt, bei dem Freiheit und Sicherheit gegen-  der Stein, den die Außensteuerung der Parteien  einander abgewogen werden müssen“ (126).  Zum Schluß werden dann noch bedenkenswerte  durch Informationstechnik und Meinungsfor-  schung ins Rollen gebracht hat, eine Lawine aus-  Anregungen gegeben, wie eine angemessene  lösen wird, die die Ansätze zu einer politischen  „Notstandsgesetzgebung“ aussehen könnte.  Offentlichkeit verschütten würde“ (109).  Auch wir sind der Auffassung, daß es sich,  O. v. Neli-Breuning S]  wenn immer es um die Staatsräson im angege-  benen Sinne geht, um das Problem des „mittel-  bar Gewollten“ (actio duplicis effectus) han-  FRIEDRICH, Carl Joachim: Die Staatsräson 3  delt. Die Prinzipien, die in dieser Sache von  Verfassungsstaat. Freiburg-München: Karl Al-  den Moraltheologen erörtert worden sind, wä-  ber 1961. 115 S. Lw. 12:80.  ren auch auf die oben dargelegte Konflikts-  situation anzuwenden. Es wird sich dabei her-  Das Thema des kenntnisreichen Buches ist  von großer Aktualität, und zwar deshalb, weil  ausstellen, daß der gute Zweck niemals-ein in  in der Bundesrepublik ein heftiger Disput über  sich schlechtes Mittel zu rechtfertigen in der  eine etwaige „Notstandsgesetzgebung“ geführt  Lage ist. Der Verf. scheint zu meinen, daß die  wird. Es geht um die Frage, wie Sicherheit und  Jesuiten bezüglich der „Kirchenräson“ dieser  Fortbestand eines demokratisch verfaßten Staa-  Ansicht gewesen sind und verteidigt sie gegen  tes ohne Zerstörung seiner Grundwerte ge-  Pascal und die Jansenisten. Er dürfte sich in  239
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diesem Punkte irren. Die Jesuiten haben auch Universität
ın Bezug autf den „Öffentlichen“ Bereich VO!  -

Kirche uhd Staat nıe gelehrt. (CLEMEN, Wolfgang: Idee und Wirklichkbeit auf
Waulf SJ der Universität. Heidelberg: Quelle Meyer

1963 68 Kart. 4,50.
In einer Reihe VO:  z} Aufsätzen, die sSe1It 1958

MODEL, ÖOtto: Staatsbürger-Taschenbuch. Alles 1n Feuilletons erschienen, legt der Münchner
Wiıssenswerte über Staat, Verwaltung, echt Ordinarius tür Anglıistik Erfahrungen, Beden-
Uun! Wirtschaft mit zahlreichen Schaubildern ken und Vorschläge ZU: Sıtuation der Hoch-
Z ER völlig Nneu bearb Aufl München Berlin: schule WT Er weiß, da{fß zahlreiche Schwächen

Beck’sche Verlagsbuchhandlung 1963 der Universität unschwer benennen, theore-
tische Vorschläge oft klug gemeint, durchführ-XAAXAAX, 889 Lw. 19,80.

Das Bu  Ca bedarf keiner Empfehlung. Der bare Verbesserungen, die der komplexen Wırk-
lıchkeit des Bestehenden Rechnung Lragen, N„Model“ hat sich als unentbehrliche Quelle für

eine Intormatıon über alle Gebiete des 1e] schwieriger sind. Zu viele offizielle Ver-
lautbarungen, meıint CI, gehen VO dealen Be-staatlichen, rechtlichen un poliıtischen Lebens

beı Nichtjuristen und Juristen durchgesetzt. oriff einer „hohen ule der Wissenschaft“
Über die Verfassung des Bundes un: die lie- AUuUsS, der nıcht eal 1St. Das Problem lautet: wIie
derung der zahllosen Bundesbehörden infor- kann die heutige Hochschule einerseits dem
miert das Werk ebenso wI1e über den Verwal- Anspruch einer grofßen Zahl VO:  ; Studenten
tungsaufbau Bayerns der der Freien un! nach Fach- und Berufsausbildung, anderseılts
Hansestadt Hamburg. Die Grundzüge des Bür- dem inner en Anspruch der Universıität nach

Suche der Wahrheıt, nach Einheit VOoNn For-gerlichen- und des Strafrechts sind eingearbei-
tet. Verhältnismäßig umfangreich iSt die Be- schung und Lehre, der Verpflichtung schöp-

ferischer Qualität und Elite entsprechen. Vorhandlung des Arbeitsrechts, der Sozialversiche-
rung und der fürsorgerechtlichen Vorschriften. Fiktionen Clemen. Radikale Lösungen

sel'en gegenwärtig nıcht befürworten. In5ogar eınen Abriß des un kathol. Kır-
chenrechts wurde gedacht. Dıiıe Gebiete Wırt- jedem Fall musse die ahl der Hochschullehrer

vermehrt werden. Von den Ordinarıen se1 21nschaft, Wirtschaftspolitik, Geld-, ank- un:
BoOorsenwesen und eın UÜberblick über den Auf- echter Beitrag ZUr Forschung verlangen.
bau der überstaatlichen Organiısatıonen schlie- Der eigene Nachwuchs der Universität se1l mehr
en das Werk 1b Öördern Arbeitsräume und -möglichkeiten

Der eilıge Benutzer stünde allerdings, der Studenten seien verbessern. Eın allmäh-
liıcher Umbau des Studiums, des Unterrichts,der übersichtlichen Gliederung des Buches, hiltf-

los vor den zahllosen darın aufgespeicherten des Auslese- und Prüfungswesens musse VOÖI-

Einzelheiten, käme ihm nıcht der exakte, volle werden. Dıie konsequente Umbil-
W Seıten umtassende Index Hılte dung der Hochschule ZUX Sheren Fachschule

könne nıcht bejaht werden. Dem BedürfnisListl S]
geradlinıger praktischer Berufsausbildung se1l
WAar Dorge Lragen, Möglichkeit und Not-

SCHREEB, Gerhard Jugend und Politik. Mun- wendigkeit Söherer Universitätsstudien dürf-
ten jedoch ebensowen1g übersehen werden. Cle-chen Don Bosco Verlag 1963 Kart. 2,80

Die Schrift handelt über „die Erziehung ZUr ICS Erfahrungen und besonnene Ansichten
Kernfragen un Aspekten der Hochschul-polıtıschen Mitverantwortung“. Schreeb tor-

retorm verdienen breite Beachtung.dert neben der sozialen Erziehung VOr allem KurZz /polıtische Bildung; diese geschieht durch die
politische Unterrichtung 1n der ule, 1n der
die Zeitgeschichte eine bedeutsame Rolle
spielen hat. Ziel aller politischen Bildung sieht

1m politischen ngagement. Der ert VeEeI-

steht CS, die angeführten Probleme begründet
un: eindringlich darzustellen.
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